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Entschließungsantrag 
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— Drucksachen 13/5200, 13/5836, 13/6001 bis 13/6025, 13/6026, 13/6027 — 

Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag sieht mit Besorgnis die Entwicklung 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Iran. Dies gilt 
insbesondere im Hinblick auf die Demonstrationen, die in der letz-
ten Woche vor der deutschen Botschaft in Teheran stattgefunden 
haben, und die Drohungen, welche im Iran im Zusammenhang mit 
dem Mykonos-Verfahren gegen Vertreter der deutschen Justiz 
ausgesprochen wurden. 

II. Der Deutsche Bundestag unterstützt nachdrücklich, daß sich die 
Bundesregierung mit aller Entschlossenheit vor die deutsche Ju-
stiz gestellt, ihre Unabhängigkeit betont und den iranischen Vor-
wurf der „politischen Justiz " im Mykonos-Prozeß zurückgewiesen 
hat. Der Bundeskanzler mit seinem Schreiben an den iranischen 
Staatspräsidenten sowie insbesondere auch der deutsche Außen-
minister und Justizminister haben die deutsche Position un-
mißverständlich klargestellt. 

Der Deutsche Bundestag begrüßt, daß sich nun auch die iranische 
Regierung darum bemüht, eine weitere Eskalation zu vermeiden, 
und daß sie entsprechend ihren völkerrechtlichen Verpflichtungen 
den Schutz der deutschen Staatsangehörigen im Iran zugesagt hat. 

III. Im übrigen bestärkt der Deutsche Bundestag die Bundesregie-
rung darin, gemeinsam mit ihren Partnern in der Europäischen Uni-

on und in enger Abstimmung mit den USA durch eine Politik der 
aktiven Einwirkung den Iran zu veranlassen, eine klar erkennbar 
positive Haltung zum Nahost-Friedensprozeß einzunehmen, Ter-
rorakte weder politisch, noch logistisch oder finanziell zu unter-
stützen, die C-Waffenkonvention und den Nichtverbreitungsver-
trag einzuhalten, die Menschenrechte im eigenen Land zu 
respektieren und keine Aktivitäten zu unternehmen, die auf die 
Verfolgung im Ausland lebender Oppositioneller gerichtet sind. 

Bonn, den 28. November 1996 

Dr. Wolfgang Schäuble, Michael Glos und Fraktion 
Dr. Hermann Otto Solms und Fraktion 



 


